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Titel

Ändern in:

 Solidarität mit der Zivilbevölkerung in Westasien

Antragstext

Von Zeile 317 bis 338:

Die Konflikte im Jemen, in Syrien und in der Türkei sind als Ausdruck einer gemeinsamen

regionalen Krisendynamik im SWANA-Raum zu verstehen. Sie sind verbunden durch

autoritäre Herrschaft, militärische Gewalt, Besatzung, ausländische Interventionen und

die systematische Verfolgung von Oppositionellen und Minderheiten. Diese Konflikte

wirken nicht nebeneinander, sondern aufeinander ein: Sie verschieben Machtverhältnisse

in der Region, verschärfen Repression und Krieg und verschließen politische

Handlungsspielräume für emanzipatorische Kräfte. Besonders betroffen sind

Oppositionelle, Kurdinnen, religiöse und ethnische Minderheiten sowie FLINTA*s, die in

allen drei Kontexten ähnlichen Unterdrückungs- und Gewaltverhältnissen ausgesetzt

sind.

Diese Krisendynamik ist nicht von ihrer ökonomischen Grundlage zu trennen. Krieg,

Besatzung und autoritäre Herrschaft sind in der Region eng mit kapitalistischer

Verwertungslogik verflochten: durch Rüstungsexporte aus dem globalen Norden, die

Konflikte materiell befeuern und Konzernen Milliardengewinne sichern; durch fossile
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Energie- und Rohstoffinteressen, die geopolitische Allianzen mit autokratischen Regimen

begründen; durch eine Wiederaufbau-Ökonomie, die Zerstörung in Profit verwandelt und

Menschen in den Trümmern als Arbeitskraft und Konsumentinnen neu verfügbar macht;

und durch eine regionale Klassenstruktur, in der Kapital aus den Golfstaaten autoritäre

Stabilisierung und neoliberale Restrukturierung gleichermaßen finanziert. Wer Krieg und

Repression in der Region bekämpfen will, muss auch ihre ökonomischen Profiteurinnen

benennen — in der Region wie hier.

Kritik an der Politik der israelischen Regierung, an Besatzung,

Siedlungsbau und Nationalismus ist legitim, solange sie nicht in

antisemitische Narrative, Dämonisierung, Doppelstandards oder die

Abwertung jüdischen Lebens umschlägt.

Begründung
Der Änderungsantrag ersetzt theoretisch stark aufgeladene Debatten über

Zionismus durch eine klarere menschenrechts- und demokratietheoretische

Formulierung. Legitime Kritik an Regierungspolitik wird verteidigt, gleichzeitig

werden antisemitische Narrative klar abgegrenzt.
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